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Die akzelerierte gesellschaftliche, wirtschaftliche und technische Entwicklung unseres Landes 

und die damit verbundenen neuen Bedürfnisse von Bevölkerung und Wirtschaft haben in den 

letzten Jahrzehnten in vielen Bereichen zu einer Harmonisierung oder gar Vereinheitlichung 

bisher kantonaler Rechtsgebiete geführt. So gilt ab 1. Januar 2011 in der ganzen Schweiz eine 

einheitliche Zivil- und Strafprozessordnung. Bereits seit einiger Zeit weitgehend vereinheit-

licht sind das Sozialversicherungs- und Umweltrechtrecht. Das Steuerrecht ist seit dem Jahr 

2000 zumindest formell harmonisiert. Aufgrund des Binnenmarktgesetzes bildet die Schweiz 

seit Mitte der 1990er-Jahre einen einheitlichen Wirtschaftsraum. Und dank der 2005 von Volk 

und Ständen angenommenen neuen Bildungsverfassung besteht im Bereich des Schulwesens 

die Verpflichtung zu einer minimalen Harmonisierung, welche die Kantone auf dem Konkor-

datsweg umsetzen wollen (HarmoS-Vereinbarung).  

 

Beschränkte Rechtsharmonisierung durch das Raumplanungsgesetz 

 

Demgegenüber bestand bisher ausgerechnet im wirtschaftlich besonders bedeutsamen Bau- 

und Planungsrecht ein grosser Rückstand in der Rechtsangleichung. Zwar führte das Raum-

planungsgesetz (RPG) von 1979 zu einer gewissen Harmonisierung der kantonalen Rechts-

grundlagen im Bereich der Raumplanung, doch blieb das eigentliche Baurecht entsprechend 

der beschränkten Bundeskompetenz davon ausgenommen, abgesehen von gewissen grundle-

genden Anforderungen im Bereich des Verfahrensrechts (Baubewilligungspflicht, Rechts-

schutz) und den inzwischen im Rahmen von RPG-Revisionen weitgehend vereinheitlichten 

Regeln über das planerisch besonders bedeutsame Bauen ausserhalb der Bauzonen. Der 1976 

vom Volk abgelehnten RPG-Entwurf enthielt zwar noch eine Richtlinienkompetenz des Bun-

desrates zur Harmonisierung der Bauvorschriften, doch wurde im geltenden RPG von 1979 

auf diese damals umstrittene Neuerung verzichtet.  

 

                  Neue Harmonisierungsbemühungen seit den 1990er-Jahren 

 

Erst im Laufe der 1990er-Jahre kamen aufgrund der veränderten wirtschafts- und europapoli-

tischen Lage wieder neue Bestrebungen zur Rechtsharmonisierung und -vereinheitlichung im 
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Bau- und Planungsrecht auf. So wurden 1999 mit dem sog. Bundeskoordinationsgesetz für die 

durch das Bundesrecht geregelten Infrastrukturanlagen (z.B. Eisenbahn-, Nationalstrassen- 

und Luftverkehrsanlagen) die kantonale Bau- und Planungsrechtsnormen praktisch ganz ver-

drängt und gesamtschweizerisch einheitliche Regeln und Verfahren geschaffen. In besonderen 

Teilbereichen des Baurechts hat sich sodann in den letzten Jahren aufgrund der interkantona-

len Zusammenarbeit eine Rechtsangleichung (Mustervorschriften der Kantone im Energiebe-

reich aus dem Jahr 2000 [MuKEn]) oder sogar eine Rechtsvereinheitlichung (Brandschutz-

norm 2003) ergeben. Im Übrigen aber besteht im Gebiet des Baurechts bisher noch immer 

eine grosse Vielfalt von unterschiedlichen kantonalen und oft auch kommunalen Regelungen, 

welche in der heutigen Zeit schon fast anachronistisch anmutet. Nachdem Untersuchungen in 

den 1990er-Jahre die Kosten dieser Regelungsvielfalt bzw. der sich hieraus ergebenden Wett-

bewerbshindernisse auf mehrere Mia. Franken pro Jahr bezifferten, wurden in den eidgenössi-

schen Räten verschiedene Vorstösse zugunsten einer zumindest formellen Baurechtsharmoni-

sierung (Harmonisierung der Baubegriffe und Messweisen sowie der baurechtlichen Verfah-

ren) eingereicht und teilweise gutgeheissen.  

 

Konkordatslösung IVHB tritt in Kraft 

 

Die Vorstösse auf Bundesebene bewogen die Schweizerische Bau-, Planungs- und Umweltdi-

rektorenkonferenz (BPUK), im Jahr 2005 aufgrund von Vorarbeiten des Vereins "Normen für 

die Raumplanung" eine Interkantonale Vereinbarung über die Harmonisierung der Baubegrif-

fe (IVHB) abzuschliessen, welche hinsichtlich der baulichen Nutzungsvorschriften praktisch 

alle wesentlichen Begriffe und die zugehörigen Messweisen nach heute allgemein anerkann-

ten fachtechnischen Grundsätzen alle die baurechtliche Begriffe und Messweisen regelt. Um 

eine schonende Rechtseinführung zu ermöglichen, gelten die entsprechenden Regeln im Kon-

kordatsgebiet freilich nicht unmittelbar aufgrund der Vereinbarung, sondern müssen von den 

Beitrittskantonen ins kantonale Recht umgesetzt werden. Während anfänglich in den Kanto-

nen trotz des raschen Abschlusses des Konkordats in der BPUK wegen der erforderlichen, 

nicht ganz einfachen Anpassungen im kantonalen und kommunalen Recht erhebliche Wider-

stände gegen einen Beitritt bestanden und ein rechtzeitiges Inkrafttreten der Vereinbarung vor 

Ablauf der ursprünglich auf 2012 angesetzten Gesetzesanpassungsfrist in Frage gestellt war, 

hat sich inzwischen – wohl auch aufgrund des weiterhin bestehenden, von der UREK-

Nationalrat zuletzt im August 2010 bekräftigen Drucks seitens der eidgenössischen Räte – 

einiges  getan. So haben nun insgesamt sechs keineswegs unbedeutende Kantone (nämlich 
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Bern, Graubünden, Freiburg, Basel-Landschaft, Aargau, Thurgau; als siebter Kanton folgt per 

1. Januar 2011 Schaffhausen) den Beitritt zur IVHB erklärt, womit die Vereinbarung noch 

dieses Jahr (geplant am 26. November 2010) in Kraft gesetzt und das vorgesehene interkanto-

nale Organ eingesetzt werden kann (vgl. Art. 8 IVHB).  

 

IVHB als ausbaufähiges Modell 

 

Damit wird die Vereinbarung im eigentlichen Sinne operabel und es bleibt zu hoffen, dass 

dieser Umstand auch weitere Kantone, insbesondere den wirtschaftlich wichtigen Kanton Zü-

rich, die Innerschweiz und die Westschweiz dazu motivieren kann, der Vereinbarung eben-

falls beizutreten. Dies ist deshalb sehr wichtig, weil das Damoklesschwert einer bundesrecht-

lichen Harmonisierung für den Fall eines Misslingens einer breiten interkantonalen Lösung 

weiterhin über dem Vorhaben schwebt und anders als im Bildungsrecht keine - allerdings 

ohnehin sehr problematischen - Mechanismen bestehen, um die Konkordatsregelung auf nicht 

beigetretene Kantone auszudehnen. Aber auch innerhalb der Konkordatskantone sollte der 

erste Teilerfolg dazu ermuntern, über die baurechtlichen Begriffe und Messweisen hinaus in 

wichtigen Fragen des Bau- und Planungsrechts eine Rechtsangleichung anzustreben, nament-

lich hinsichtlich der baurechtlichen Verfahren und der Planungsbegriffe sowie der Planungs-

verfahren. Auch hiezu hat der Verein "Normen für die Raumplanung", in welchem sich ver-

schiedene private und amtliche Fachorganisationen sowie Hochschulen zusammengeschlos-

sen haben, schon wichtige Vorarbeiten geleistet, welche aber noch in eine Konkordatslösung 

überführt werden müssen. Es wäre jedenfalls ein dringend nötiger Erfolg und eine Bestäti-

gung für den kooperativen Föderalismus, wenn es gelingen würde, auf diesem Weg ein zu-

kunftsfähiges, in den Grundzügen harmonisiertes Bau- und Planungsrecht in der Schweiz zu 

schaffen, ohne dass deswegen eine neue Bundeskompetenz eingeführt werden muss. 
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